
Ressort: Politik

Demonstration: "Wir zahlen nicht für eure Kriege!"

Berlin, 20.06.2022 [ENA]

Für den 2. Juli 2022 ruft ein breites Bündnis aus Friedensorgani-sationen und Parteien dazu auf, "das
angekündigte Aufrüstungspaket von 100 Milliarden Euro im Grundgesetz gemeinsam zu stoppen und für
die Umwidmung der Mittel zum Ausbau des Sozialstaats zu kämpfen".

Die Aufrüstungspolitik sei grundfalsch, hochgefährlich und zynisch, weil sie bedeute, die gesellschaftliche
Krise mit Militarismus zu beantworten statt mit sozialem Fortschritt zur Mehrung des Allgemeinwohls.
Rüstungs- und Kriegspolitik stehen immer im Gegensatz zur solidarischen Kultivierung der Gesellschaft,
betonen die Veranstalter der anstehenden Demonstration. "Deswegen engagieren wir uns stattdessen für
massive öffentliche Investitionen und dauerhafte Ausgabenerhöhungen für Soziales, Gesundheit, Bildung,
Kultur und Klima – zur zivilen, demokratischen und sozialen Wohlentwicklung weltweit", heißt es weiter
im Aufruf zum Protest.

Die Waffen nieder!

Den Krieg in der Ukraine wird diese Aufrüstung weder stoppen noch verkürzen. Vielmehr hat das neue
globale Wettrüsten der vergangenen Jahre die verschärfte Konfrontation der großen Machtblöcke mit
verursacht und eskaliert sie weiter. Auch geht es bei dem Aufrüstungspaket nicht um Landesverteidigung,
sondern um national eigenständige Kriegsbefähigung. Die auf der Einkaufsliste stehenden
F35-Tarnkappenbomber und Drohnensysteme sind aggressives Angriffskriegsgerät und sollen zudem die
atomare Teilhabe verstetigen. Dagegen ist der einzige Weg zum Frieden: Abrüstung, Deeskalation,
internationale Diplomatie und soziale Gerechtigkeit weltweit!

Nie wieder Krieg!

Aufrüstung gehört nicht ins Grundgesetz. Im Gegenteil: Als Konsequenz aus zwei imperialistischen
Weltkriegen, die von deutschem Boden ausgingen, sowie als Schlussfolgerungen aus der Befreiung vom
deutschen Faschismus, flossen ins Grundgesetz das Gebot zum Frieden, zu Gewaltverzicht,
Völkerverständigung, Asylrecht und Sozialstaat ein: "Handlungen, die geeignet sind und in der Absicht
vorgenommen werden, das friedliche Zusammenleben der Völker zu stören, insbesondere die Führung
eines Angriffskrieges vorzubereiten sind verfassungswidrig" (Art. 26). Ein bis heute und für heute gültiges
Entwicklungsprogramm, damit nie wieder Krieg von Deutschland ausgehe!
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Gemeinsame Entwicklung statt Aufrüstung

Mehr Waffen schaffen keinen Frieden und Sicherheit gibt es nur gemeinsam, nicht gegeneinander! Das
Potential für zivile, demokratische und soziale Wohlentwicklung für alle ist vorhanden. Eine gerechte
Ressourcenverteilung würde die Hungerkrisen insbesondere im globalen Süden beenden; der Umstieg auf
erneuerbare Energien für eine nachhaltige Klimapolitik ist technologisch möglich; eine umfassende
Gesundheitsversorgung kann für alle gewährleistet und solidarische Entfaltung durch vernünftige Arbeit,
soziale Sicherheit und demokratisch-offene Bildung und Kultur für Alle geschaffen werden. All dies
erfordert globale Kooperation, demokratische Aushandlung und kluge Investitionen für die gemeinsame
Lösung von Problemen.

Gemeinsam sagen wir NEIN zur Aufrüstung und JA zur Zukunft!

Das Aufrüstungspaket ist gegen die Interessen der Mehrheit der Bevölkerung weltweit gerichtet. Es geht
einher mit gesteigert unsozialer und autoritärer Politik, mit Nationalismus und Chauvinismus. Die ohnehin
enorme Ungleichheit wächst weiter. Profiteure sind einzig die Chefetagen von Banken und
Rüstungskonzernen. Allein mit je 20 Milliarden in die öffentliche Energie- und Verkehrsinfrastruktur, in
die Sanierung von Schulen und Hochschulen, in den personellen Ausbau des Gesundheitswesens, in
sanktionsfreie soziale Mindestsicherungen und in die Förderung von Museen, Theatern, Kinos und
Bücherhallen würde ein notwendiger Schritt zur Lösung der vordringlichsten Probleme der Mehrheit getan.

Der Artikel basiert weitgehend auf dem Originalwortlaut des Aufrufs des Protestbündnisses:
https://zivilezeitenwende.de/

Bericht online lesen:
https://freiepresse.en-a.de/politik/demonstration_wir_zahlen_nicht_fuer_eure_kriege-84179/
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